
P . b. b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2093

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1979 Ausgegeben am 11. September 1979 133. Stück

388. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über den
Verlauf der gemeinsamen Staatsgrenze im Grenzabschnitt „Dreieckmark-
Dandlbachmündung" und in einem Teil des Grenzabschnittes „Scheibelberg-
Bodensee" sowie über Befugnisse der Grenzkommission samt Anlagen
(NR: GP XIV RV 746 AB 815 S. 87. BR: AB 1809 S. 374.)

3 8 9 . Bundesverfassungsgesetz: Änderungen des Verlaufes der Staatsgrenze zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
(NR: GP XIV RV778 AB 816 S. 87. BR: AB 1810 S. 374.)

388.
Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 1 Abs. 1 und Art. 4 verfassungs-
ändernd sind, samt Anlagen 1 bis 5 wird genehmigt;

2. Gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG hat der Bundeskanzler unter Mitwirkung der nachfolgend
angeführten Behörden die Anlagen 1 bis 5 zum gegenständlichen Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland dadurch kundzumachen, daß sie für die Dauer
der Geltung des Vertrages zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden aufgelegt werden,
und zwar:

a) alle genannten Anlagen beim Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen und überdies
b) die Anlagen 1 bis 4 beim Amt der Oberösterreichischen Landesregierung und beim Ver-

messungsamt Rohrbach,
c) die Anlage 5 beim Amt der Tiroler Landesregierung und beim Vermessungsamt Kufstein.

V e r t r a g

zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über den Ver-
lauf der gemeinsamen Staatsgrenze im Grenz-
abschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung"
und in einem Teil des Grenzabschnittes
„Scheibelberg-Bodensee" sowie über Befug-

nisse der Grenzkommission

DER BUNDESPRÄSIDENT DER REPUBLIK
ÖSTERREICH

und

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND

in dem Wunsch, den Verlauf der gemeinsamen
Staatsgrenze im Grenzabschnitt „Dreieckmark-
Dandlbachmündung" im Sinn des Artikels 2 Ab-
satz 2 Ziffer 1 des Vertrages vom 29. Feber 1972
zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über die gemeinsame

Staatsgrenze *) (im folgenden „Vertrag vom
29. Feber 1972" genannt) neu festzulegen, den
Grenzverlauf im Teilabschnitt Inn des Grenz-
abschnittes „Scheibelberg-Bodensee" klarzustellen
sowie Befugnisse der nach Artikel 19 des Ver-
trages vom 29. Feber 1972 bestellten Grenz-
kommission zu regeln, sind übereingekommen,
einen Vertrag zu schließen, und haben zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
den ao. und bev. Botschafter

Herrn Dr. Willfried G r e d l e r

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland
den Staatssekretär des Auswärtigen Amts

Herrn Dr. Walter G e h l h o f f

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch,
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 490/1975
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A r t i k e l 1

(1) Der Verlauf der Staatsgrenze zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland wird im Grenzabschnitt „Dreieck-
mark-Dandlbachmündung" durch die Beschrei-
bung der Staatsgrenze (Anlage 1), das Koordi-
natenverzeichnis der Grenzzeichen (Anlage 2)
und durch die Grenzkarte im Maßstab 1 :2000
(Anlage 3 — vierzig Kartenblätter) bestimmt.

(2) Die im Absatz 1 genannten Anlagen bilden
in ihrer Gesamtheit das Grenzurkundenwerk für
den Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbach-
mündung".

A r t i k e l 2

Die Gebietsteile, die infolge der durch Arti-
kel 1 Absatz 1 festgelegten Änderungen des
Verlaufes der gemeinsamen Staatsgrenze dem
anderen Vertragsstaat zufallen und ein Flächen-
ausmaß von insgesamt je 3 234 m2 haben, sind
in den beigeschlossenen 25 Situationsplänen im
Maßstab 1 : 500 dargestellt und hinsichtlich ihres
Flächenausmaßes in den zugehörigen Flächen-
verzeichnissen ausgewiesen (Anlage 4).

A r t i k e l 3

(1) Die Gebietsteile, die der Republik Öster-
reich zufallen, gehen mit dem Inkrafttreten dieses
Vertrages in das Eigentum der Republik Öster-
reich (Bund) über.

(2) Die Gebietsteile, die der Bundesrepublik
Deutschland zufallen, gehen mit dem Inkraft-
treten dieses Vertrages in das Eigentum der
Bundesrepublik Deutschland über. Ausgenommen
hiervon ist der zwischen den Grenzpunkten
N 153 und N 158 der Sektion III liegende Ge-
bietsteil mit dem Flächenausmaß von 642 m2,
der im Situationsplan Nr. 25 mit der Nr. 15
bezeichnet ist. Die an diesem Gebietsteil beste-
hende Dienstbarkeit einer Hochspannungsleitung
sowie die bestehenden Eigentumsrechte und
anderen privaten Rechte bleiben gewahrt.

(3) An den Gebietsteilen, die den Vertrags-
staaten zufallen, erlöschen alle bestehenden pri-
vaten Rechte; dies gilt nicht für den im Absatz 2
Satz 2 genannten Gebietsteil. Der Vertragsstaat,
innerhalb dessen Hoheitsgebiet sich die Gebiets-
teile vor dem Inkrafttreten dieses Vertrages
befanden, wird den bisher Berechtigten eine ange-
messene Entschädigung in Geld gewähren, soweit
dieser Vertragsstaat deren Ansprüche nicht ander-
weitig abgilt. Gegen den Vertragsstaat, dem
Gebietsteile zufallen, bestehen keine Entschädi-
gungsansprüche.

(4) Haben in einem Gebietsteil, der dem ande-
ren Vertragsstaat zufällt, Wasserleitungs-, Was-
sernutzungs- oder Fischereirechte bestanden oder
sind solche Rechte im Zug der Vorbereitung des
Gebietsüberganges abgelöst worden, so wird
dieser Vertragsstaat bemüht sein, daß dem bisher
Berechtigten erforderlichenfalls ein entsprechen-
des Nutzungsrecht eingeräumt wird; dies gilt
auch zu Gunsten des bisherigen Eigentümers
eines Gebietsteiles, der im Zeitpunkt des Eigen-
tumsüberganges (nach Absatz 2 Satz 1) oder
der Eigentumsübertragung (im Zug der Vorbe-
reitung des Gebietsüberganges) auf dem betref-
fenden Gebietsteil eine Wasserleitung hatte oder
sonst Wasser genutzt hat.

(5) Zum Ausgleich dafür, daß der im Ab-
satz 2 Satz 2 genannte Gebietsteil nicht in das
Eigentum der Bundesrepublik Deutschland über-
geht, zahlt die Republik Österreich innerhalb
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses
Vertrages 1000 DM (eintausend Deutsche Mark)
an die Bundesrepublik Deutschland.

A r t i k e l 4

(1) Im Teilabschnitt Inn der Sektion I des
Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bodensee" ver-
läuft die Staatsgrenze

vom Grenzpunkt Nr. 129 geradlinig in Rich-
tung zum Weiser Nr. 129 bis zum Schnitt
dieser Geraden mit dem Talweg des Flusses,

von da ab im Talweg flußaufwärts bis zu
seinem Schnitt mit der Geraden zwischen dem
Weiser Nr. 1 (Süd) am rechten Ufer des Inns
und dem Grenzpunkt Nr. 1 der Sektion II und
von da ab geradlinig zum Grenzpunkt Nr. 1
der Sektion II.

(2) Die Vertragsstaaten verstehen unter dem
Talweg im Sinn des Absatzes 1 die kontinuierlich
verlaufende Verbindungslinie der jeweils tiefsten
Punkte der Flußsohle. Als Flußsohle gilt die
zwischen der unteren Begrenzung der beider-
seitigen Uferböschungen Hegende Fläche.

(3) Die Staatsgrenze folgt allen natürlichen
und künstlichen Veränderungen des Talweges,
soweit dieser innerhalb der Flußsohle verbleibt,
wie sie im „Plan des Teilabschnittes Inn" im
Maßstab 1 :5000 (Anlage 5 — sechs Blätter)
festgelegt ist. In diesem Plan ist auch die Lage
der im Absatz 1 genannten Grenzpunkte und
Weiser dargestellt.

A r t i k e l 5

Die in den Artikeln 1, 2 und 4 genannten
Anlagen sind Bestandteile dieses Vertrages.
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A r t i k e l 6

Die Vertragsstaaten sind sich darüber einig,
daß mit Ausnahme der in den Situationsplänen
(Anlage 4) dargestellten Grenzänderungsstrecken
durch das im Artikel 1 Absatz 2 genannte Grenz-
urkundenwerk die bei Inkrafttreten dieses Ver-
trages geltende Staatsgrenze nicht geändert wer-
den soll. Sofern Abweichungen dieses Grenzur-
kundenwerkes von der bei Inkrafttreten dieses
Vertrages geltenden Staatsgrenze festgestellt
werden, werden die Vertragsstaaten Verhand-
lungen mit dem Ziel einer entsprechenden Ände-
rung des Grenzurkundenwerkes aufnehmen.

A r t i k e l 7

Die nach Artikel 19 des Vertrages vom
29. Feber 1972 bestellte ständige gemischte
Grenzkommission ist im Rahmen ihrer Auf-
gaben auch befugt, den Regierungen der Ver-
tragsstaaten erforderlichenfalls Grenzänderungen
vorzuschlagen. Dies gilt insbesondere auch für
die Ausarbeitung des für den Grenzabschnitt
„Scheibelberg-Bodensee" vorgesehenen neuen
Grenzurkundenwerkes (Artikel 2 Absatz 2 Zif-
fer 3 und Artikel 29 des Vertrages vom 29. Fe-
ber 1972).

A r t i k e l 8

Die Bestimmungen des Vertrages vom
29. Feber 1972 bleiben unberührt; Artikel 6
Absatz 1 ist jedoch für die Gewässer, in die durch
Artikel 1 Absatz 1 des vorliegenden Vertrages
die Staatsgrenze verlegt wird, mit der Maßgabe
anzuwenden, daß für die Erhaltung der Lage
dieser Gewässer der Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Vertrages gilt.

A r t i k e l 9

Bei Meinungsverschiedenheiten über die Aus-
legung und die Anwendung dieses Vertrages sind
die Bestimmungen des Artikels 32 des Vertrages
vom 29. Feber 1972 anzuwenden.

A r t i k e l 10

Dieser Vertrag ist unkündbar. Der Artikel 7
dieses Vertrages tritt jedoch in dem Zeitpunkt
außer Kraft, in dem Artikel 19 des Vertrages
vom 29. Feber 1972 außer Kraft tritt.

A r t i k e l 11

Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages ver-
lieren die mit ihm in Widerspruch stehenden
Bestimmungen älterer Verträge, insbesondere

1. des Vertrages zwischen Ihrer kaiserlich-
königlichen apostolischen Majestät und dem
Fürstbischof von Passau „wegen reciprocir-
licher Abtretung quoad ius suprematus eini-
ger dies- und jenseitiger Landes-Bezirke"
vom 25. Oktober 1765 und

2. der Beschreibung der neuen Landesgrenz-
Ausmarkung zwischen dem Erzherzogtum
Österreich ob der Enns und dem Hochstift
Passau vom 21. November 1765

ihre Gültigkeit.

A r t i k e l 12

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Repu-
blik Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten dieses Vertrages eine gegenteilige
Erklärung gibt.

A r t i k e l 13

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie
möglich in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des
dritten dem Austausch der Ratifikationsurkun-
den folgenden Kalendermonats in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und mit
Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Bonn, am 20. April 1977
in zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich:

Gredler m. p.

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Gehlhoff m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 13. Juli 1979 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 13 Abs. 2
am 1. Oktober 1979 in Kraft.

Kreisky
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389 . Bundesverfassungsgesetz vom 15. März
1978 über Änderungen des Verlaufes der
Staatsgrenze zwischen der Republik Öster-

reich und der Bundesrepublik Deutschland

Der Nationalrat hat beschlossen:

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

§ 1. Im Sinne dieses Bundesverfassungsge-
setzes sind

1. Staatsgrenze: die Staatsgrenze zwischen der
Republik Österreich (Land Oberösterreich
hinsichtlich des § 2, Land Tirol hinsichtlich
des § 3) und der Bundesrepublik Deutsch-
land;

2. Vertrag: der Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 20. April 1977 über den Ver-
lauf der gemeinsamen Staatsgrenze im
Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbach-
mündung" und in einem Teil des Grenz-
abschnittes „Scheibelberg-Bodensee" sowie
über Befugnisse der Grenzkommission;

3. Anlagen: die Anlagen zu dem in der 2. 2
genannten Vertrag.

Ä n d e r u n g e n des V e r l a u f e s d e r
S t a a t s g r e n z e im G r e n z a b s c h n i t t

„ D r e i e c k m a r k - D a n d l b a c h m ü n -
d u n g "

§ 2. Im Bereich der Gebietsteile, die im
Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmün-
dung" auf Grund des Art. 1 Abs. 2 des Vertrages
dem Hoheitsgebiet der Republik Österreich zu-
fallen oder von diesem abfallen, und in der
Anlage 4 (25 Situationspläne im Maßstab 1 :500)
dargestellt sind, wird der Verlauf der Staats-
grenze durch die Anlagen

1 (Beschreibung der Staatsgrenze),
2 (Koordinatenverzeichnis der Grenzzeichen)

und
3 (Grenzkarte im Maßstab 1 : 2000)

bestimmt.

V e r l a u f d e r S t a a t s g r e n z e im
T e i l a b s c h n i t t Inn des G r e n z a b -
s c h n i t t e s „ S c h e i b e l b e r g - B o d e n -

see"

§ 3. (1) Im Teilabschnitt Inn der Sektion I des
Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bodensee" folgt
die Staatsgrenze, soweit ihr Verlauf nach Art. 4
Abs. 1 des Vertrages durch den Talweg des Inns
bestimmt ist, allen natürlichen und künstlichen
Veränderungen des Talweges, soweit dieser inner-
halb der Flußsohle verbleibt, wie sie in der An-
lage 5 („Plan des Teilabschnittes Inn" im Maß-
stab 1 : 5000) festgelegt ist.

(2) Unter dem Talweg im Sinne des Abs. 1
ist die kontinuierlich verlaufende Verbindungs-
linie der jeweils tiefsten Punkte der Flußsohle
zu verstehen. Als Flußsohle gilt die zwischen der
unteren Begrenzung der beiderseitigen Uferbö-
schungen liegende Fläche.

I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

§ 4. (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt —
vorbehaltlich des zur Wirksamkeit seines § 2
erforderlichen übereinstimmenden Verfassungsge-
setzes des Landes Oberösterreich und vorbehalt-
lich des zur Wirksamkeit seines § 3 erforder-
lichen Verfassungsgesetzes des Landes Tirol —
in demselben Zeitpunkt in Kraft wie der Vertrag.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg


